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15. Januar 2025 

Editorial 

Liebe Leserinnen, liebe Leser, 

die Parteien haben ihre Wahlprogramme für die vorgezogene Bundestagswahl am 23. Februar 2025 

vorgelegt. Wir haben für Sie die steuer- und finanzpolitischen Aussagen und Versprechen von 

CDU/CSU, SPD, Bündnis90/Die Grünen und FDP ausführlich analysiert und bewertet. In dieser Aus-

gabe unseres Newsletters finden Sie hierzu eine umfangreiche und detaillierte Synopse. 

Die sich verfestigende Wachstumsschwäche spiegelt sich in den Wahlprogrammen vielfach wider: Alle 

vier untersuchten Wahlprogramme haben steuerliche Maßnahmen im Angebot, um Investitionen in 

Deutschland anzureizen. Gleichzeitig werden aber zum Teil auch Steuererhöhungen oder sogar eine 

Wiedereinführung der Vermögensteuer vorgeschlagen – beides Maßnahmen, die wachstumsschäd-

lich sind. Der BDI lehnt daher zusätzliche Steuerbelastungen für die Wirtschaft entschieden ab.  

Längst nicht alle Wahlversprechen werden umsetzbar und finanzierbar sein. Das IW Köln hatte dies 

mit einer Analyse der Ent- und Belastungspläne der Parteien bereits im Dezember deutlich gemacht. 

Daher kommt es darauf an, eindeutige Prioritäten zu benennen. Aus Sicht des BDI bedeutet dies, dass 

eine wachstumsstärkende Unternehmensteuerreform Vorrang haben muss vor konsumorientierten 

Umsatzsteuerentlastungen. Nur mit mutigen und durchgreifenden Strukturreformen wird es gelingen, 

die steuerlichen Rahmenbedingungen in Deutschland wieder attraktiv auszugestalten und Deutsch-

land auf den Wachstumspfad zurückkehren zu lassen.    

Das abteilungsübergreifende BDI-Grundsatzpapier zur Bundestagswahl 2025 finden Sie hier.         

Wir wünschen Ihnen viel Spaß beim Lesen! 

Ihre 

Dr. Monika Wünnemann und die BDI-Steuerabteilung 

STEUERN | AKTUELLES | JANUAR 2025 

Update Steuer- und Finanzpolitik 

Exklusives aus Berlin und Brüssel 

https://www.iwkoeln.de/presse/iw-nachrichten/tobias-hentze-martin-beznoska-was-die-entlastungen-von-spd-und-union-bedeuten.html
https://bdi.eu/artikel/news/di-grundsatzpapier-zur-bundestagswahl-naechste-bundesregierung-muss-entschlossene-wachstumsagenda-verfolgen
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Synopse zu den Wahlprogrammen 

  

 

„Politikwechsel für 
Deutschland“ 

 

 

„Zusammen wachsen“ 
Entwurf Bundesvorstand 

 

 

„Mehr für Dich.  
Besser für Deutschland“ 

 

 

„Alles lässt sich ändern“ 

 

 

BDI-Bewertung 

Unternehmen-
steuern 

Max. 25 Prozent Unter-
nehmensteuern auf ein-
behaltene Gewinne, Ver-
besserung von Options-
modell und Thesaurie-
rungsbegünstigung, mehr 
Durchlässigkeit im beste-
henden Steuersystem für 
Kapital- und Personenge-
sellschaften. 

Keine Aussage zu Steu-
ersenkungen, aber In-
vestitionsanreize (s.u.).  

Keine pauschalen Steu-
ersenkungen, sondern 
gezielte Investitionsan-
reize (s.u.). Einführung 
der Rechtsform „Gesell-
schaft mit gebundenem 
Vermögen“, um Perso-
nenunternehmen zu 
entlasten. 

Absenkung der Unter-
nehmenssteuerbelastung 
auf unter 25 Prozent, 
Senkung der Körper-
schaftsteuer, Abschaf-
fung von Hinzurech-
nungstatbeständen, steu-
erliche Absetzbarkeit fik-
tiver Eigenkapitalzinsen. 

25 Prozent-Ziel bei der Unter-
nehmensbesteuerung richtig 
und notwendig, um die steuerli-
chen Rahmenbedingungen in 
Deutschland wieder attraktiv 
und wettbewerbsfähig auszu-
gestalten. Verbesserungen bei 
Optionsmodell und Thesaurie-
rungsregelung ebenfalls sinn-
voll und praxisgerecht.  

Solidaritätszu-
schlag 

Abschaffung des verblie-
benen Solidaritätszu-
schlags. 

Integration des Solidari-
tätszuschlags in die Ein-
kommenssteuer. 

Weiterführung des Soli-
daritätszuschlags zur 
Finanzierung der 
Transformation 
Deutschlands. Keine 
Ausweitung des Krei-
ses der betroffenen 
Steuerpflichtigen. 

Vollständige Abschaffung 
des Solidaritätszu-
schlags.   

Die vollständige Abschaffung 
des Solidaritätszuschlags ist 
notwendig und ein erster 
Schritt, um eine wettbewerbs-
fähige Steuerbelastung zu er-
reichen.  

Investitionsan-
reize / Ab-
schreibungen 

Aktualisierung der Ab-
schreibungsdauern in den 
AfA-Tabellen (Ziel: digita-
lisierte Tabellen mit be-
triebsgewöhnlichen Nut-
zungsdauern), Turboab-
schreibungen als schnel-
ler Wachstumsimpuls. 

Einführung einer auf 
fünf Jahre befristeten, 
unbürokratischen Inves-
titionsprämie in Höhe 
von 10 Prozent für alle 
Unternehmen und alle 
Investitionen (mit Aus-
nahme der Gebäudein-
vestitionen). 

Einführung einer Inves-
titionsprämie für Zu-
kunftsinvestitionen in 
Maschinen und Geräte 
in Höhe von 10 Prozent 
über eine Steuererstat-
tung. 

Erhöhung der GWG-So-
fortabschreibungsgrenze, 
Erweiterung der Sam-
melabschreibung, Son-
derabschreibungen für 
bewegliche Wirtschafts-
güter und Immobilien als 
Investitionsanreiz.  

Bessere Abschreibungsbedin-
gungen und eine Investitions-
prämie setzen besonders im 
Mittelstand wichtige Investiti-
onsanreize und verschaffen Li-
quiditätsvorteile. Verbesserte 
Sofort- und Sammelabschrei-
bungen sind v. a. für einen Bü-
rokratieabbau sinnvoll. 

https://www.politikwechsel.cdu.de/sites/www.politikwechsel.cdu.de/files/docs/politikwechsel-fuer-deutschland-wahlprogramm-von-cdu-csu-1.pdf
https://www.politikwechsel.cdu.de/sites/www.politikwechsel.cdu.de/files/docs/politikwechsel-fuer-deutschland-wahlprogramm-von-cdu-csu-1.pdf
https://cms.gruene.de/uploads/assets/20241216_BTW25_Programmentwurf_DINA4_digital.pdf
https://mehr.spd.de/custom-static-assets/documents/Regierungsprogramm.pdf
https://mehr.spd.de/custom-static-assets/documents/Regierungsprogramm.pdf
https://www.fdp.de/sites/default/files/2024-12/fdp-wahlprogramm_2025.pdf
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„Politikwechsel für 
Deutschland“ 

 

 

„Zusammen wachsen“ 
Entwurf Bundesvorstand 

 

 

„Mehr für Dich.  
Besser für Deutschland“ 

 

 

„Alles lässt sich ändern“ 

 

 

BDI-Bewertung 

Verlustverrech-
nung 

Ausweitung des Verlust-

rücktrags und Abschaf-

fung der Beschränkung 

des Verlustvortrags durch 

die Mindestbesteuerung. 

- - Gewährung eines unbe-
schränkten Verlustvor-
trags und weitere Aus-
weitung des Verlustrück-
trags. 

Die Verbesserung der Ver-
lustverrechnung ist steuersys-
tematisch geboten und not-
wendig, um Unternehmen in 
Verlustsituationen die benö-
tigte Liquidität zu verschaffen. 

Gewerbesteuer Dauerhaft sichere kom-

munale Einnahmequellen 

für eine stabile Finanz-

lage. 

- - Gewerbesteuer durch 
eine international sys-
temtaugliche Alternative 
ersetzen. 

Die Modernisierung der Ge-
werbesteuer ist dringend not-
wendig, um stabile Kommunal-
finanzen zu sichern und eine 
einheitliche Unternehmens-
teuer zu schaffen.  

Einkommen-
steuer 

Schrittweise Abflachung 
des Tarifs, Erhöhung der 
Einkommensgrenze für 
den Spitzensteuersatz, 
regelmäßiger Ausgleich 
der kalten Progression, 
Erhalt des Ehegattensplit-
tings. 

Anhebung des Arbeit-
nehmerpauschbetrags 
auf 1.500 Euro, Reform 
des Ehegattensplittings 
(individuelle Besteue-
rung mit übertragbarem 
Grundfreibetrag für neu 
geschlossene Ehen). 

Entlastung der großen 
Mehrheit der Einkom-
mensteuerpfichtigen 
(ca. 95 Prozent) und 
Steuererhöhungen für 
Spitzeneinkommen (hö-
herer Spitzen- und Rei-
chensteuersatz). 

Schrittweise Einführung 
eines linear-progressiven 
Tarifs ohne Mittelstands-
bauch, Erhöhung der 
Einkommensgrenze für 
den Spitzensteuersatz, 
automatischer Ausgleich 
der kalten Progression 
(Tarif auf Rädern).  

Der regelmäßige Ausgleich der 
kalten Progression ist richtig, 
eine weitergehende Tarifreform 
ist jedoch keine BDI-Priorität. 
Priorität sollten wachstumsstär-
kende Maßnahmen der Unter-
nehmensbesteuerung haben. 
Einkommensteuererhöhungen 
treffen auch Gesellschafter von 
Personenunternehmen des 
Mittelstands und sind daher 
wachstumsschädlich.    

Steuerliche 
Forschungs-
förderung 

Weiterentwicklung  
der steuerlichen For-
schungszulage als nied-
rigschwelliges Förderin-
strument. 

Weitere Ausweitung der 
Bemessungsgrundlage 
für die Forschungszu-
lage. 

- Weitere Stärkung der 
steuerlichen Forschungs-
förderung.  

Die Erhöhung der Bemes-
sungsgrundlage und des För-
dersatzes auf mindestens 30 
Prozent ist eine wesentliche 
BDI-Priorität. Erforderlich sind 

https://www.politikwechsel.cdu.de/sites/www.politikwechsel.cdu.de/files/docs/politikwechsel-fuer-deutschland-wahlprogramm-von-cdu-csu-1.pdf
https://www.politikwechsel.cdu.de/sites/www.politikwechsel.cdu.de/files/docs/politikwechsel-fuer-deutschland-wahlprogramm-von-cdu-csu-1.pdf
https://cms.gruene.de/uploads/assets/20241216_BTW25_Programmentwurf_DINA4_digital.pdf
https://mehr.spd.de/custom-static-assets/documents/Regierungsprogramm.pdf
https://mehr.spd.de/custom-static-assets/documents/Regierungsprogramm.pdf
https://www.fdp.de/sites/default/files/2024-12/fdp-wahlprogramm_2025.pdf
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„Politikwechsel für 
Deutschland“ 

 

 

„Zusammen wachsen“ 
Entwurf Bundesvorstand 

 

 

„Mehr für Dich.  
Besser für Deutschland“ 

 

 

„Alles lässt sich ändern“ 

 

 

BDI-Bewertung 

zudem Vereinfachungen beim 
Antragsverfahren.  

Erbschaft-
steuer 

Höhere Freibeträge 
(keine Belastung von Ei-
genheimen), Abzugsfä-
higkeit für die Kosten für 
energetische Sanierun-
gen. 

Streichung der Ausnah-
men bei der Erbschaft-
steuer für außeror-
dentlich große Erbschaf-
ten. 

Reform der Erbschaft-
steuer mit dem Ziel ei-
ner effektiven Mindest-
besteuerung für große 
Betriebsvermögen und 
vermögenshaltende Fa-
milienstiftungen. 

Keine Existenzgefähr-
dung für Unternehmen 
durch die Erbschafts-
teuer, automatische An-
passung der Freibeträge 
an die Inflation.   

Verschonung des Betriebsver-
mögens beibehalten: Änderun-
gen bei der Erbschaftsteuer 
dürfen den Generationenüber-
gang in den Unternehmen, de-
ren Fortbestand und ihre Ar-
beitsplätze nicht gefährden.  

Vermögen-
steuer 

Explizite Ablehnung einer 
Vermögensteuer, statt-
dessen Unterstützung für 
den privaten Vermö-
gensaufbau.  

Grundsätzliche Offen-
heit für eine nationale 
Vermögensteuer und 
eine globale Milliardär-
steuer (UN-Vorhaben) 
als Möglichkeit, Gerech-
tigkeitslücken zu schlie-
ßen. 

Wiedereinführung der 

Vermögensteuer für 

sehr hohe Vermögen. 

Unterstützung einer in-

ternational koordinier-

ten Mindeststeuer für 

Superreiche. 

Explizite Ablehnung einer 
Vermögensteuer oder 
Vermögensabgabe. 

Keine Vermögensteuer einfüh-
ren: sie belastet v. a. das be-
triebliche Vermögen, trifft fami-
liengeführte Unternehmen des 
industriellen Mittelstands und 
ist daher wachstumsfeindlich.   

Grunderwerb-
steuer 

Ermöglichung eines Frei-
betrags für den erstmali-
gen Erwerb selbstgenutz-
ten Wohneigentums.  

Schließen von Steuer-
schlupflöchern bei Im-
mobiliengeschäften, 
etwa über sogenannte 
Share Deals. 

- Ermöglichung eines Frei-
betrags für den erstmali-
gen Erwerb selbstge-
nutzten Wohneigentums. 

Im Grunderwerbsteuerrecht ist 
eine grundlegende Reform not-
wendig, um die vielen Prob-
lemfelder, die für Unternehmen 
und Fiskus bestehen, tatsäch-
lich lösen zu können. 

Globale 
Mindeststeuer/ 
Digitalsteuer 

- Sollten die USA die glo-
balen Vereinbarungen 
über die Besteuerung 
digitaler Großkonzerne 
nicht mehr umsetzen: 
Einsatz in der EU für 

Einheitliche Körper-
schaftsteuer von 15 
Prozent auf einer ein-
heitlichen 

- Einseitige verschärfende EU-

Maßnahmen können zu einer 

Doppelbesteuerung von Unter-

nehmen führen. Die Debatte 

über international abgestimmte 

https://www.politikwechsel.cdu.de/sites/www.politikwechsel.cdu.de/files/docs/politikwechsel-fuer-deutschland-wahlprogramm-von-cdu-csu-1.pdf
https://www.politikwechsel.cdu.de/sites/www.politikwechsel.cdu.de/files/docs/politikwechsel-fuer-deutschland-wahlprogramm-von-cdu-csu-1.pdf
https://cms.gruene.de/uploads/assets/20241216_BTW25_Programmentwurf_DINA4_digital.pdf
https://mehr.spd.de/custom-static-assets/documents/Regierungsprogramm.pdf
https://mehr.spd.de/custom-static-assets/documents/Regierungsprogramm.pdf
https://www.fdp.de/sites/default/files/2024-12/fdp-wahlprogramm_2025.pdf
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„Politikwechsel für 
Deutschland“ 

 

 

„Zusammen wachsen“ 
Entwurf Bundesvorstand 

 

 

„Mehr für Dich.  
Besser für Deutschland“ 

 

 

„Alles lässt sich ändern“ 

 

 

BDI-Bewertung 

eine Europäische Digi-
talkonzernsteuer. 

Bemessungsgrundla-
genbasis in Europa. 

Standards für eine Besteue-

rung von Unternehmensgewin-

nen muss auf OECD- / G20-

Ebene fortgesetzt werden.  

Strom- und  
Energiesteuern 

Senkung der Strom-

steuer. Der Strom muss 

für alle schnell und spür-

bar günstiger werden. 

Steuerbefreiung alternati-

ver Kraftstoffe wie Biok-

raftstoffe und syntheti-

sche Kraftstoffe. 

Senkung der Strom-
steuer auf das europäi-
sche Minimum. 

Entfristung der Absen-
kung der Stromsteuer 
auf das europäische 
Mindestmaß. Umwand-
lung der Luftverkehr-
steuer in eine EU-
Klimaabgabe, die von 
allen Airlines gezahlt 
wird, auch von denen 
außerhalb Europas. 

Absenken der Strom-
steuer auf das EU-Min-
destmaß (Einsatz in der 
EU für Abschaffung). Die 
EU-Mindestsätze für die 
Energiesteuer auf Heiz- 
und Kraftstoffe sukzes-
sive bis auf null ab-
schmelzen. CO2-Preis 
soll die Strom- und Ener-
giesteuer perspektivisch 
vollständig ersetzen. 
Streichen der Luftver-
kehrsteuer. 

Die dauerhafte Senkung der 
Stromsteuer auf das europäi-
sche Mindestmaß für das pro-
duzierende Gewerbe ab 2026 
muss schnell verabschiedet 
werden.  

Der BDI fordert die generelle 
Steuerbefreiung alternativer 
Heiz- und Kraftstoffe für den 
notwendigen Markthochlauf.  

Die Abschaffung der Strom- 
und der Energiebesteuerung 
erscheint angesichts der fiska-
lischen Bedeutung der europäi-
schen Energie- und Strombe-
steuerung nicht realistisch.  

Finanztransak-
tionssteuer 
(FTT) 

- - Einführung einer FTT, 
möglichst im Einklang 
mit europäischen Part-
nern. 

Ablehnung der FTT Eine FTT schadet – zumal als 
nationaler oder EU-Alleingang 
– dem Finanzplatz Deutsch-
land, mit negativen Auswirkun-
gen für die Unternehmen. 

https://www.politikwechsel.cdu.de/sites/www.politikwechsel.cdu.de/files/docs/politikwechsel-fuer-deutschland-wahlprogramm-von-cdu-csu-1.pdf
https://www.politikwechsel.cdu.de/sites/www.politikwechsel.cdu.de/files/docs/politikwechsel-fuer-deutschland-wahlprogramm-von-cdu-csu-1.pdf
https://cms.gruene.de/uploads/assets/20241216_BTW25_Programmentwurf_DINA4_digital.pdf
https://mehr.spd.de/custom-static-assets/documents/Regierungsprogramm.pdf
https://mehr.spd.de/custom-static-assets/documents/Regierungsprogramm.pdf
https://www.fdp.de/sites/default/files/2024-12/fdp-wahlprogramm_2025.pdf
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„Politikwechsel für 
Deutschland“ 

 

 

„Zusammen wachsen“ 
Entwurf Bundesvorstand 

 

 

„Mehr für Dich.  
Besser für Deutschland“ 

 

 

„Alles lässt sich ändern“ 

 

 

BDI-Bewertung 

Umsatzsteuer Einführung des Verrech-
nungsmodells bei der 
Einfuhrumsatzsteuer, 
Umsatzsteuersenkung 
auf Speisen in der Gast-
ronomie. 

- Senkung des ermäßig-
ten Umsatzsteuersat-
zes für Lebensmittel 
von 7 auf 5 Prozent. 

Ausweitung der Ist-Be-
steuerung, Umsatzsteu-
ersenkung auf Speisen in 
der Gastronomie. 

Die Einführung eines Verrech-
nungsmodells zur Erhebung 
der Einfuhrumsatzsteuer ist für 
den Standort Deutschland drin-
gend notwendig.  

Konsumorientierte Umsatz-
steuersenkungen sind keine 
BDI-Priorität.  

Abgeltung-
steuer 

- Unterschiede bei der 
Besteuerung von Ar-
beits- und Kapitalein-
künften anpassen. 

Abschaffung der Abgel-
tungsteuer und Besteu-
erung von Kapitalein-
künften wieder über 
den Einkommensteu-
ertarif. 

Verlustverrechnungsbe-
schränkung innerhalb der 
Abgeltungsteuer vollstän-
dig abschaffen. 

Vereinfachung durch Abgel-
tungsteuer sinnvoll, Rückkehr 
zu altem System lässt Aus-
weichreaktionen ins Ausland 
erwarten. 

Digitalisierung 
und KI im Be-
steuerungsver-
fahren  

Weitere Digitalisierung 
und Automatisierung un-
ter Einsatz von KI mit 
dem Ziel einer vollauto-
matisierten Veranlagung.  

Digitalisierung der Ver-
waltung als wesentli-
ches Mittel für den Büro-
kratieabbau, „Once-
only-Prinzip“ bei der Da-
teneinreichung.  

Vorausgefüllte Steuer-
erklärung zum Stan-
dard machen. Digitali-
sierung der Verwal-
tungsentscheidungen 
vorantreiben, KI nutzen. 

Effiziente und digitale Fi-
nanzverwaltung, konse-
quentes „Once-only-Prin-
zip“, vollautomatisierte 
Einkommensteuerveran-
lagung als Ziel. 

Weitere Modernisierung des 
Besteuerungsverfahrens mit 
dem Einsatz von KI müssen 
eine Priorität der neuen Bun-
desregierung sein.  

Mitteilungs-
pflicht über  
innerstaatliche 
Steuergestal-
tungen   

- - Einführung einer Mittei-
lungspflicht über inner-
staatliche Steuergestal-
tungen.   

- Die Mitteilungspflicht ist man-
gels Informationsdefizits der Fi-
nanzverwaltung nicht notwen-
dig und würde neue Steuerbü-
rokratie erzeugen. 

https://www.politikwechsel.cdu.de/sites/www.politikwechsel.cdu.de/files/docs/politikwechsel-fuer-deutschland-wahlprogramm-von-cdu-csu-1.pdf
https://www.politikwechsel.cdu.de/sites/www.politikwechsel.cdu.de/files/docs/politikwechsel-fuer-deutschland-wahlprogramm-von-cdu-csu-1.pdf
https://cms.gruene.de/uploads/assets/20241216_BTW25_Programmentwurf_DINA4_digital.pdf
https://mehr.spd.de/custom-static-assets/documents/Regierungsprogramm.pdf
https://mehr.spd.de/custom-static-assets/documents/Regierungsprogramm.pdf
https://www.fdp.de/sites/default/files/2024-12/fdp-wahlprogramm_2025.pdf
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„Alles lässt sich ändern“ 

 

 

BDI-Bewertung 

Nachhaltig-
keitsberichter-
stattung 
(CSRD) 

Belastungen durch Taxo-
nomie und CSRD stop-
pen, LkSG abschaffen, 
„Anti-Gold-Plating-Ge-
setz“ erlassen und keine 
Parallelregulierungen auf 
europäischer und natio-
naler Ebene schaffen. 

- - Berichtspflichten aus 
dem „Green Deal“ (Taxo-
nomie, CSRD, CSDDD, 
Aktionsplan für Kreislauf-
wirtschaft) vollständig ab-
schaffen, System zur 
verbindlichen Erfassung 
von Bürokratiekosten in 
der EU, keine Sozial-Ta-
xonomie und striktes 
Gold Plating-Verbot. 

Erleichterungen bei der Nach-
haltigkeitsberichterstattung 
sind dringend notwendig. 
Hierzu muss unter anderem 
der Anwendungskreis der 
CSRD und die Anzahl zu be-
richtender Datenpunkte deut-
lich reduziert werden. Eine 
Umsetzung in Deutschland 
muss praxistauglich als 1:1-Lö-
sung erfolgen. 

Reform der 
Schulden-
bremse und Fi-
nanzpolitik 

Einhaltung der im Grund-
gesetz verankerten 
Schuldenbremse. 

Solide Haushaltspolitik 
und Hinterfragen aller 
Ausgaben und insbeson-
dere Subventionen.  

Eine mehr ziel- und wir-
kungsorientierte Haus-
haltsführung. 

Reform der Schulden-
bremse.  

Deutschlandfonds für 
Bund, Länder und Kom-
munen.  

Abbau klima- und um-
weltschädlicher Subven-
tionen. 

Reform der Schulden-
bremse für die Länder.  

Deutschlandfonds ein-
richten.  

Gezielte Förderung zur 
Erreichung der Klima-
ziele. 

Einhaltung der im Grund-
gesetz verankerten 
Schuldenbremse. 

Keine Schulden auf euro-
päischer Ebene. 

Weniger Subventionen 
und mehr Markt. 

Finanzierung der staatlichen 
Aufgaben nach dem Dreiklang: 
Effizientere staatliche Mittelver-
wendung, Strukturreformen 
und nur für verbleibende Inves-
titionsbedarfe klar einge-
grenzte Sondervermögen über 
einen über eine Legislaturperi-
ode hinausgehenden Zeitraum.  

Eine Abschaffung der im 
Grundgesetz verankerten 
Schuldenbremse ist abzu-
lehnen. 

 

https://www.politikwechsel.cdu.de/sites/www.politikwechsel.cdu.de/files/docs/politikwechsel-fuer-deutschland-wahlprogramm-von-cdu-csu-1.pdf
https://www.politikwechsel.cdu.de/sites/www.politikwechsel.cdu.de/files/docs/politikwechsel-fuer-deutschland-wahlprogramm-von-cdu-csu-1.pdf
https://cms.gruene.de/uploads/assets/20241216_BTW25_Programmentwurf_DINA4_digital.pdf
https://mehr.spd.de/custom-static-assets/documents/Regierungsprogramm.pdf
https://mehr.spd.de/custom-static-assets/documents/Regierungsprogramm.pdf
https://www.fdp.de/sites/default/files/2024-12/fdp-wahlprogramm_2025.pdf
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Tax Forum Berlin am 7./8. April 2025 

 

Nach dem erfolgreichen Start des „Tax Forum Berlin“ laden wir auch in diesem Jahr zusammen mit 

unseren Kooperationspartnern zum „Tax Forum Berlin 2025“ ein: Auch in diesem Jahr haben wir wie-

der eine anspruchsvolle Agenda in dem außergewöhnlichen „Spreespeicher Berlin“ – von der 

Wirtschaft für die Wirtschaft. 

Hervorzuheben sind bereits jetzt die zugesagten Vorträge und Impulse von Dr. Dr. h.c. Lars Feld, 

Prof. Dr. Johanna Hey, Prof. Dr. Deborah Schanz, Prof. Dr. Joachim Englisch und eine Mitwirkung 

von zahlreichen Mitarbeitern aus dem Bundesfinanzministerium und aus den Unternehmen. In ver-

schiedenen „Deep Dives“, die wir mit den Mitgliedsverbänden VCI, VDA und VDMA gestalten, wollen 

wir wieder die Breite des Steuerrechts vertiefen, so dass sich alle Steuerexperten aus den verschie-

denen Bereichen der Steuerabteilungen der Unternehmen angesprochen fühlen. 

Ein Highlight wird auch die Keynote zu Beginn des zweiten Tages von Eva Christiansen (langjährige 

Medienberaterin und Abteilungsleiterin der ehem. Bundeskanzlerin Merkel) sein, die angesichts des 

Wahljahrs 2025 zu ihren Erfahrungen und zur politischen Verantwortung der Wirtschaft vortragen wird. 

Ihre Anmeldung zum Tax Forum Berlin ist bereits über diesen Link möglich: Anmeldung 

BDI/DRSC-Broschüre zur Nachhaltigkeitsberichterstattung (CSRD) veröffent-

licht – Hilfestellung zur Wesentlichkeitsanalyse 

Der BDI hat zusammen mit dem DRSC einen Leitfaden zur branchenspezifischen Wesentlichkeits-

analyse im Rahmen der Nachhaltigkeitsberichterstattung nach der CSRD veröffentlicht (hier). Der 

gemeinsame Leitfaden des BDI und DRSC zur branchenspezifischen Wesentlichkeitsanalyse nach 

der CSRD soll bei der Ermittlung branchenspezifischer Auswirkungen, Risiken und Chancen (IROs) 

sowie den damit verbundenen wesentlichen Nachhaltigkeitsthemen unterstützen und kann auch dazu 

genutzt werden, branchenweit wesentliche Angabepflichten und Datenpunkte zu identifizieren. Sie 

kann darüber hinaus berichtspflichtigen Unternehmen auf Basis branchenspezifischer Vorüberlegun-

gen erste Anhaltspunkte für die zwingend erforderliche unternehmensindividuelle Wesentlichkeitsana-

lyse geben. 

  

https://bdi.eu/tax-forum-berlin
https://www.registration-bdi.eu/de/bdi-tax-forum-berlin-2025/anmeldung/
https://www.registration-bdi.eu/de/bdi-tax-forum-berlin-2025/anmeldung/
https://bdi.eu/publikation/news/hilfestellung-fuer-branchenspezifische-vorueberlegungen-zur-esrs-wesentlichkeitsanalyse
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Termine 

 

 

Veranstaltungshinweis 

Das Institut Finanzen und Steuern (ifst) führt vor der Bundestagswahl eine virtuelle Interviewreihe 

„ifst im Dialog: Steuerkonzepte im Wahlcheck“ durch. Die Veranstaltungen sind kostenlos und finden 

zu den folgenden Terminen statt:  

21. Januar 2025, 17.30 - 18.30 Uhr: Finanzminister Dr. Danyal Bayaz, Baden-Württemberg, Grüne 

23. Januar 2025, 17.30 - 18.30 Uhr: Janine Wissler MdB, Gruppe Die Linke 

27. Januar 2025, 18.15 - 18.45 Uhr: Bundesminister a.D. Christian Lindner MdB, FDP 

28. Januar 2025, 17.30 - 18.30 Uhr: Finanzminister Dr. Markus Optendrenk MdL, NRW, CDU 

30. Januar 2025, 17.30 - 18.30 Uhr: Fritz Güntzler MdB und Antje Tillmann MdB, CDU 

 3. Februar 2025, 17.30 - 18.30 Uhr: Finanzministerin Doris Ahnen MdL, Rheinland-Pfalz, SPD 

 5. Februar 2025, 17.30 - 18.30 Uhr: Frauke Heiligenstadt MdB und Michael Schrodi MdB, SPD 

Weitere Informationen und die Einwahldaten finden Sie unter www.ifst.de.  

  

Veranstaltungen 

Tax Forum Berlin         7./8. April 2025 

BDI-Termine 1. Halbjahr 2025 (Intern, nur für Gremienmitglieder) 

AK Verfahrensrecht und Verwaltungspraxis (virtuell) 

AK Unternehmensteuern (virtuell) 

AK Lohnsteuer (virtuell) 

AK Steuerfragen der Personenunternehmen (virtuell) 

Steuerausschuss (in Verbindung mit dem „Tax Forum Berlin 2025“) 

13. März 2025 

18. März 2025 

20. März 2025 

1. April 2025 

7. April 2025 

 

 

 

http://www.ifst.de/
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